
DHZ Metallurgie muß aufräumen
Mit Interesse haben wir die Leser

zuschrift „Objektive Schwierigkeiten?“ 
vom Magistrat von Groß-Berlin, Abtei
lung örtliche Industrie und Handwerk, 
Parteiorganisation, im Heft 12/1954 ge
lesen. Es ist bestimmt gut, daß der 
Donnerstag einer jeden Woche als Tag 
der Plankontrolle im Arbeitsplan der 
Abteilung örtliche Industrie und Hand
werk des Magistrats festgelegt ist. Die 
Genossen bleiben aber trotzdem auf 
halbem Wege stehen.

Mit der Verordnung über die weitere 
Demokratisierung unserer staatlichen 
Verwaltung sind in den neu gebildeten 
Bezirken und Kreisen und darüber hin
aus in den Großstädten Ständige Kom
missionen als Organ des Bezirks- oder 
Kreistages bzw. der Stadtverordneten
versammlung geschaffen worden. In 
einem eben durchgeführten Studienauf
trag haben wir jedoch feststellen 
müssen, daß sowohl im Bezirk Leipzig, 
als auch im Bezirk Erfurt die Arbeit 
der Ständigen Kommissionen nicht be
friedigend ist. Der Grund hierfür ist, 
daß die jeweilig beschließenden Organe 
diesen Kommissionen zu wenig Auf
gaben stellen. Dieselbe Situation scheint 
auch beim Magistrat von Groß-Berlin 
zu bestehen. Es genügt nicht, daß die 
Mitarbeiter der Abteilungen an Ort und 
Stelle die Pläne kontrollieren,, sondern 
es kommt gerade hier darauf an, die 
breite Masse der Werktätigen in die 
Lenkung und Leitung des Staates einzu
beziehen.

Erstaunt sind wir über die Auslegung 
der Forderung des Genossen Otto Grote-

„Zur Kritik des Genossen .Ciecior 
nahm die Parteileitung der Kreis
verwaltung Hagenow in ihrer Leitungs
sitzung am 5. Juli 1954 Stellung. Zu 
dieser Leitungssitzung wurde auch der 
Genosse Abteilungsleiter der Org.-In- 
strukteur-Abteilung hinzugeladen. Bei 
der gründlichen Aussprache wurde von 
der Parteileitung folgendes festgestellt:

Wenn die Funktion eines Bürger
meisters in den Gemeinden neu besetzt 
wird, so ist bei der Übergabe ein Über
gabeprotokoll zu führen. Dieses Pro
tokoll enthält die Karteikarten, die in 
jeder Gemeinde für die Erfassung und 
für die Landwirtschaft zu führen sind, 
außerdem gehören dazu die Teilpläne 
des Volkswirtschaftsplanes und der 

* Stand, der im Haushaltsplan ver
ankerten Geldgeschäfte, sowie die vor
handenen Vermögenswerte der Ge
meinde. Die Org. - Instrukteur - Abtei
lung hat hierbei die Aufgabe, die 
Durchführung dieser Angelegenheit zu 
überprüfen und ein Protokoll für die 
Gemeinde und für die Org.-Instrukteur- 
Abteilung anzufertigen.

Bei den Funktionären, die schon 
Bürgermeister waren und nur versetzt

wohl auf dem IV. Parteitag: „Werdet 
nicht Verwaltungsarbeiter, sondern 
bleibt Arbeiter in der Verwaltung.“ 
Diese Forderung kann doch keinesfalls 
so ausgelegt werden, daß, wie das in der 
Leserzuschrift angeführte Beispiel, Mit
arbeiter der Verwaltung zur DHZ Metal
lurgie in Berlin gehen, um vergrabene 
Materialien freizulegen. Die Forderung 
des Genossen Grotewohl muß doch viel
mehr so verstanden werden, daß die Mit
arbeiter in der Verwaltung sich nicht 
zu Bürokraten entwickeln, sondern ge
gen Schlendrian, Schlamperei und Bum
melantentum in der Verwaltung einen 
energischen Kampf führen und damit 
beweisen, daß sie Arbeiter geblieben 
sind und zwar nicht mehr Arbeiter der 
Produktion, sondern Arbeiter in der 
Verwaltung und nicht Verwaltungs
arbeiter. Im übrigen sind wir der Mei
nung, daß es besser gewesen wäre, der 
DHZ Metallurgie in Berlin klarzu
machen, wie ein ordnungsgemäßer 
Lagerplatz aussehen muß. Selbst wenn 
ein Kran ausfällt, darf es nicht Vor
kommen, daß zwei verschiedenartige 
Materialien sich gegenseitig „begraben“. 
Die „objektive Schwierigkeit“, die bei 
der DHZ Metallurgie zu überwinden war 
und vielleicht noch zu überwinden ist, 
besteht unserer Meinung nach darin, 
daß die Materiallagerung falsch ist und 
verändert werden muß.
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werden, erfolgt keine Anleitung für die 
Durchführung der Fachaufgaben. Bei 
Bürgermeistern, die ihre Aufgabe neu 
übernehmen, werden die Fachabtei
lungen benachrichtigt und aufgefordert, 
in einem bestimmten Zeitraum fach
liche Hilfe und Anleitung zu geben. 
Es hat sich aber gezeigt, daß die 
Fachabteilungen des Rates des Kreises 
diesen Aufforderungen nicht nach
gekommen sind, oder sie entschuldigten 
sich für ihr Versäumnis.

Die Aussprache in dieser Partei
leitungssitzung ergab, daß sich die 
Parteileitung bisher fast gar nicht um 
die Org.-Instrukteur-Abteilung geküm
mert hatte und daß der Genosse Ab
teilungsleiter in der Org.-Instrukteur- 
Abteilung die Genossen der Fachabtei
lungen, die ihre Pflicht nicht getan 
hatten, nicht gemeldet hatte. Deshalb 
konnte sich die Parteileitung mit diesen 
Genossen nicht beschäftigen.

Der Parteisekretär zog in einer Aus
sprache mit dem Abteilungsleiter für 
Staatl. Organe in der Kreisleitung fol
gende Schlußfolgerung: Zu der am
14. Juli 1954 stattfindenden Leitungs
sitzung werden alle Leiter der Partei

gruppen eingeladen, um auch mit ihnen 
gründlich über die künftige Arbeit der 
Fachabteilungen zu sprechen. Nach der 
Aussprache mit den Leitern der Partei
gruppen wird die Parteileitung einen 
Beschluß darüber fassen, wie die 
Parteigruppen innerhalb der einzelnen 
Fachabteilungen zu arbeiten haben. Da
mit soll erreicht werden, daß die Auf
gaben von allen Fachabteilungen ge
meinsam gelöst werden. Auf Grund der 
beschlossenen Maßnahmen wird er
reicht werden, daß die Anleitung 
unserer Bürgermeister und Staats
funktionäre im Kreis besser wird. 
Das Ziel ist, alle bestehenden Miß
stände zu beseitigen, das Staatsbewußt
sein zu heben und das Vertrauen der 
Bevölkerung zu ihrem Staat zu 
festigen“

A l f r e d  H e i d e n r e i c h  
Sekretär der Parteiorganisation 

Kreisverwaltung Hagenow
Beim Lesen dieser Stellungnahme des Ge

nossen Heidenreich tauchen die Fragen auf: 
Warum wußte die Parteileitung der Kreis
verwaltung Hagenow nichts von der nach
lässigen Arbeit einiger Funktionäre in den 
Fachabteilungen? Weiter: Wie erzieht die 
Parteiorganisation ihre Genossen und wel
chen Einfluß übt sie auf alle Kollegen der 
Kreisverwaltung aus?

Der IV. Parteitag betont die hohe Ver
antwortung unserer Genossen für die Pro
duktion und für den Aufbau unseres Staa
tes. Haben die Genossen der Kreisverwal
tung Hagenoio die Materialien des IV. Partei
tags richtig studiert und daraus die Schlüsse 
für ihre Arbeit gezogen?

Was Ihr macht, liebe Genossen der Kreis
verwaltung Hagenow, ist Flickwerk. Nehmt 
diese Kritik des Genossen Ciecior zum An
laß, um breit und grundsätzlich vor allen 
Genossen und Kollegen Eurer Verwaltung 
über unsere demokratischen Prinzipien und 
über das Veraniwortungsbewußtsein aller 
Staatsfunktionäre bei ihrer Arbeit für unsere 
Werktätigen zu sprechen. „Die Parteisagte 
Genosse Schirdewan auf dem IV. Parteitag, 
„geht dabei davon aus, daß besonders die 
Kritik von unten die entscheidende Waffe 
der Partei ist, um Partei und Staat zu festi
gen und weiterzuentwickeln, Mängel in der 
Arbeit schonungslos aufzudecken, alle Ini
tiative der Masse der Parteimitglieder und 
der Werktätigen zu ihrer Überwindung zu 
entfalten. “

Sechsmal hat Genosse Ciecior zu verschie
denen Anlässen seine Kritik vorgebracht, aber 
nichts ist geschehen. Hier ist doch eine un
demokratische Auffassung einiger Genossen 
zur Kritik und Selbstkritik vorhanden. Eure 
Aufgabe muß es sein, diese unserer Politik 
direkt entgegengesetzte Einstellung bloßzu
legen. Das könnt ihr nur vor dem breiten 
Forum aller Genossen und Kollegen und 
nicht nur in der Parteileitung mit einigen 
Funktionären. Nach dieser Diskussion soll
ten Beschlüsse gefaßt werden, deren Inhalt 
sein muß, die Kritik und Selbstkritik breit 
zu entfalten, jede Unterdrückung energisch 
zu bekämpfen, und die die Verantwortung 
jedes Genossen und Mitarbeiters festlegen.

In der Meinung der Redaktion zu der Kri
tik des Genossen Ciecior in Heft 11 wurden 
vier Punkte genannt, mit denen sich die 
Genossen der Kreisverwaltung Hagenow be
schäftigen sollten. Nur der zweite Punkt ist 
einigermaßen erschöpfend behandelt wor
den (wenn man von unserer heutigen Kritik 
absieht). Was habt Ihr aber zu den anderen 
drei Punkten zu sagen? Die Redaktion

Stellungnahme zur Kritik des Genossen Ciecior 
von der MTS Schwanheide in „Neuer Weg" Nr. 11
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